
 

 

Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
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§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser Ergänzungssatzung umfasst in Teilen das Flurstück 56 auf Flur 4 
der Gemarkung Schwerte sowie das gesamte Flurstück 797 auf Flur 4 der Gemarkung Schwerte. 
Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus dem Satzungsplan. 
 

§ 2 Einbeziehung in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil 

Die im Geltungsbereich gelegenen Flächen werden gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in 
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen. Die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben richtet sich somit nach § 34 BauGB. 
 
 
§ 3 Ergänzende Festsetzungen gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB 

Zur Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung werden folgende zusätzliche 
Festsetzungen gem. § 9 BauGB getroffen: 
 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
 
1. Auf der nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Fläche ist eine Baumreihe gemäß 
nachfolgender Pflanzenauswahlliste zu pflanzen, fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu er-
halten. Die Bäume sind in einem regelmäßigen Abstand von 8,50 m zu pflanzen. Ab gängige 
Bäume sind durch Bäume gleicher Art und Pflanzqualität zu ersetzen. Pflanzqualität: Stamm-
umfang von 16-18 cm, 3-fach verpflanzt mit Drahtballen 
 
Pflanzliste 
Speierling (Sorbus domestica) 
Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia) 
Elsbeere (Sorbus torminalis) 
 
2. Bedingte Festsetzung 
Im Bereich der Altlastenverdachtsfläche 07/179 ist im Vorfeld von geplanten Baumaßnahmen, 
einer geplanten Nutzungsänderung und /oder Eingriffen in den Untergrund, sowie im Rahmen 
von Baugenehmigungsverfahren der Kreis Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und Umwelt, 
Sachgebiet Wasser und Boden zu beteiligen. 
 
Zudem wird folgende gestalterische Festsetzung gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO 
NRW getroffen: 
 
Einfriedungen 
Einfriedungen entlang der Straße Am Eckey sind bis zu einer Höhe von maximal 2,00 m zuläs-
sig und müssen einen Abstand von 3,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 
 
 
§ 4 Rechtskraft 

Diese Satzung tritt gem. § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Satzungsplan 
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Hinweise 

 
1. Maßnahmen zum Artenschutz 

Baufeldräumung, Baumfällarbeiten und Baubeginn sollen zum Schutz europäischer Vogelarten nicht 
während der Hauptbrutzeit vom 15. März bis 31. Juli stattfinden. Vom 1. März bis 30. September sol-
len Baumfällungen und Gehölzschnitt nur in Ausnahmefällen unter Einbeziehung eines Experten 
durchgeführt werden.  
Die in der Artenschutzprüfung I genannten Vermeidungsmaßnahmen sind zu beachten, damit Betrof-
fenheiten planungsrelevanter Arten im Plangebiet ausgeschlossen werden können. 
 
2. Bodeneingriffe und Meldepflicht von Bodenfunden 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. 
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bo-
denbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens 
aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der 
Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außen-
stelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bo-
dendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unver-
ändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder 
die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn 
die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die 
Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenk-
mäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen 
Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf 
dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz 
NW). 
 
3. Kampfmittel 

Bei der Bebauung eines Grundstückes ist immer Sorgfalt geboten, da das Vorhandensein von Kampf-
mitteln aus dem Zweiten Weltkrieg nie ganz ausgeschlossen werden kann. Weist bei Durchführung 
des Bauvorhabens der Aushub auf ungewöhnliche Verfärbung hin oder werden Gegenstände entdeckt, 
die nicht zugeordnet werden können und verdächtig erscheinen, sind die Arbeiten sofort einzustellen. 
Setzen Sie sich dann unverzüglich mit dem Bereich Ordnung der Stadt Schwerte in Verbindung. Von 
diesem Hinweis ist der Tiefbauunternehmer zu unterrichten. 
 
4. Wasserschutzzone IIIA 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Wasserschutzzone IIIA "DEW". Zum Schutz 
der öffentlichen Trinkwasserversorgung sind die Bestimmungen der dazugehörigen Verordnung vom 
05. Februar 1998 bei jeder weiteren Planung bzw. Handlung einzuhalten. Im Falle des geplanten Ein-
baus von mineralischen Ersatzbaustoffen (MEB) in ein technisches Bauwerk sind die Regelungen der 
Ersatzbaustoffverordnung anzuwenden. Den §§ 19 bis 22 sowie 25 der Ersatzbaustoffverordnung ist 
zu entnehmen, unter welchen Bedingungen die Verwertung zulässig ist. Die Dokumentationspflichten 
sowie die Form und der Umfang der Dokumentation der Verwertungsmaßnahme werden dort eben-
falls aufgeführt. Innerhalb der Wasserschutzzone IIIA sind derartige Verwertungsmaßnahmen grund-
sätzlich anzeigepflichtig. Die Anzeige ist der Kreisverwaltung Unna mindestens 4 Wochen vor dem 
geplanten Einbau schriftlich oder elektronisch (bodenschutz@kreis-unna.de) vorzulegen. Hierfür ist 
das Muster in der Anlage 8 der Ersatzbaustoffverordnung zu verwenden. Dort werden auch die beizu-
fügenden weiteren Unterlagen aufgeführt. Die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung sind zwingend 
einzuhalten. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verwertungsmaßnahme einschließlich der Doku-
mentation durch die Kreisverwaltung Unna überprüft werden kann.  
 
5. Altlasten 

Falls im Rahmen der Erd- und Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten (ungewöhnlicher Ge-
ruch, untypisches Aussehen, Auffüllungsmassen, Hausmüllreste im Untergrund, Hinweise auf Boden- 
und Grundwasserverunreinigungen, etc.) festgestellt werden, ist die Kreisverwaltung Unna, Fachbe-
reich Mobilität, Natur und Umwelt, Sachgebiet Wasser und Boden (02303-27 2369), sofort zu infor-
mieren. Das weitere Vorgehen ist in diesem Fall mit der Kreisverwaltung Unna abzustimmen. 
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Im Plangebiet befinden sich Teile der Altlastenverdachtsflächen 07/179. Vor der Durchführung von 
Baumaßnahmen, Nutzungsänderungen oder sonstigen Eingriffen in den Untergrund in dem Bereich 
sind Untergrunduntersuchungen durch eine altlastensachverständige Person durchzuführen. Der ge-
naue Untersuchungsumfang ist mit der altlastensachverständigen Person und dem Kreis Unna, Fachbe-
reich Mobilität, Natur und Umwelt, Sachgebiet Wasser und Boden, abzustimmen. In Abhängigkeit der 
Untersuchungsergebnisse sind möglicherweise Sanierungsmaßnahmen durchzuführen. 
 
6. Bundesfernstraßengesetz 

Alle baulichen Anlagen sowie Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO sind innerhalb der Anbauverbots-
zone auszuschließen und benötigen die straßenrechtliche Ausnahmegenehmigung des Fernstraßen-
Bundesamts. Hierunter fallen auch Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs, Halden, 
Erdwälle sowie ortsfeste Schüttgutboxen. In der Anbaubeschränkungszone benötigen jegliche bauliche 
Anlagen eine straßenrechtliche Zustimmung / Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes. Darüber 
hinaus sind die Vorgaben des § 9 FStrG zu beachten. 
 
7. Bahnstromleitung 

Im Schutzstreifen der Bahnstromleitung gilt: 
1. Die Eindeckung von Gebäudedächern im Schutzstreifen ist nach DIN 4102, Teil 7 auszuführen. 
Glasdächer dürfen nicht verwendet werden. 
2. Die DB – Energie haftet nicht für Schäden an Objekten, die infolge von Witterungseinflüssen –z.B. 
von den Stromseilen herabfallendes Eis- auftreten. 
3. In der Nähe von stromführenden Hochspannungsleitungen ist mit 
elektromagnetischen Beeinflussungen zu rechnen. Die DB Energie erstattet weder Entschädigungen 
noch die Kosten für evtl. erforderliche Abschirmungen. 
4. Der Schutzstreifenbereich muss der DB Energie für die Entstörung und Leitungsarbeiten jederzeit 
zugänglich bleiben. 
5. Werden später Änderungen oder Erweiterungen der Bahnstromleitung notwendig, wird dieses von 
den Bauherren/Betreiber geduldet. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Bauherren/Betreiber keine 
finanziellen Kosten entstehen. 
 
Die Bauausführung innerhalb des Schutzstreifens muss mit größter Vorsicht erfolgen. Baugeräte, Ge-
rüststangen und dergleichen müssen einen Mindestabstand von 4,0 m von den Leitungsseilen aufwei-
sen. Personen dürfen ebenfalls diesen Abstand nicht 
unterschreiten. 
Bei Arbeiten in der Nähe der unter Spannung stehenden Leiterseile sind die Unfallverhütungsvor-
schriften der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik in der jeweils gültigen Fas-
sung zu beachten. 
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Vorschriften: 
VBG 4 (Elektrische Anlagen und Betriebsmittel), VBG 37 (Bauarbeiten) sowie VBG 40 (Erdbauma-
schinen). In jedem Fall sind die Schutzabstände der VDE 0105 Teil 1 (Betrieb von Starkstromanlagen) 
einzuhalten. Das Merkheft für Baufachleute VDEW/ISBN 3-8022-0527-8 ist zu beachten. 
Der Bauherr hat die von Ihm Beauftragten sowie sonstige auf der Baustelle anwesenden Personen und 
Unternehmen entsprechend zu unterrichten. Vor Beginn der Arbeiten ist die DB Energie rechtzeitig 
(min. 14 Tage) zur Unterweisung der bauausführenden Firma zu verständigen. 
Der Bauherr bzw. die von ihm beauftragten Baufirmen haften für alle Schäden, die an der Bahnstrom-
leitung durch die Bautätigkeit entstehen. 
Bei Baumaßnahmen, bei denen ein Mindestabstand von 4,0 m zwischen Baugeräten und Leitung nicht 
eingehalten werden kann (ein mögliches Ausschwingen der Leiterseile ist dabei zu berücksichtigen), 
ist eine kostenpflichtige Abschaltung der Bahnstromleitung erforderlich. Für die betriebliche Koordi-
nation der Abschalttermine ist mit einem zeitlichen Vorlauf von mindestens 6-8 Wochen zu rechnen. 
Die Aufstellung eines Baukranes im Schutzstreifen der Leitung ist ggf. anzufragen und vor Ort mit der 
DB Energie abzustimmen. 
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Rechtsgrundlagen: 
Baugesetzbuch (BauGB) vom 03. November 2017 in der zur Zeitgeltenden Fassung 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21. November 2017 in der zur Zeit geltenden Fas-
sung 
Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 in der zur Zeit geltenden Fas-
sung 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NW) vom 21. Juli 2018 in der zur Zeit 
geltenden Fassung 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14. Juli 1994 in der zur Zeit 
geltenden Fassung 
 

 

Verfahrensrechtliche Vermerke/ Verfahrensleiste 
 
Der Ausschuss für Planen, Bauen und Wohnen des Rates der Stadt Schwerte hat am 11.06.2025 be-
schlossen, diesen Plan mit der zugehörigen Begründung gem. § 3 Ab s. 2 BauGB öffentlich auszule-
gen. 
 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
-------------------------------- 
 
 
Die Offenlage dieser Ergänzungssatzung mit der zugehörigen Begründung wurde am 05.09.2025 orts-
üblich bekanntgemacht und erfolgte in der Zeit vom 15.09.2025 bis 17.10.2025 einschließlich. Die Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden davon gem. § 3 Ab s. 2 BauGB mit Schrei-
ben vom 11.09.2025 benachrichtigt. 
 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
----------------------------------------- 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung des Rates der Stadt Schwerte hat am .................. beschlossen, 
diesen Plan mit der zugehörigen Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich auszulegen. 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
---------------------------------- 
  
 
 
Die 2. Offenlage dieser Ergänzungssatzung mit der zugehörigen Begründung wurde am .................. 
ortsüblich bekanntgemacht und erfolgte in der Zeit vom .................. bis .................. einschließlich. Die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden davon gem. § 3 Abs. 2 BauGB mit 
Schreiben vom ...................... benachrichtigt. 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
------------------------------------------- 
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Der Rat der Stadt Schwerte hat am …………… diese Ergänzungssatzung gem. § 10 BauGB in Ver-
bindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung (GO N RW) als Satzung beschlossen so wie die Be-
gründung hierzu. 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
------------------------------------------ 
 
 
 
Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB so wie die Auslegung dieser Ergänzungssatzung sind 
gem. § 10 Ab s. 3 BauGB am ..................ortsüblich bekanntgemacht worden. 
Schwerte, 
Der Bürgermeister 
 
 
------------------------------------- 
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